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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 1162/2008 DER KOMMISSION

vom 24. November 2008

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche
GMO) (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge
müse (2), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1,

in Erwägung nachstehenden Grundes:

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr.
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. November 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied
staat.

Brüssel, den 24. November 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert

0702 00 00 AL 25,7
MA 64,7
TR 76,0
ZZ 55,5

0707 00 05 EG 188,1
JO 178,8
MA 61,0
TR 83,8
ZZ 127,9

0709 90 70 MA 66,3
TR 115,1
ZZ 90,7

0805 20 10 MA 67,3
ZZ 67,3

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

CN 56,5
HR 50,0
IL 69,9
TR 60,9
ZZ 59,3

0805 50 10 MA 65,5
TR 68,8
ZA 71,5
ZZ 68,6

0808 10 80 CA 88,7
CL 67,1
MK 37,6
US 108,6
ZA 109,6
ZZ 82,3

0808 20 50 CN 71,0
KR 112,1
TR 106,0
ZZ 96,4

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1163/2008 DER KOMMISSION

vom 24. November 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 40/2008 des Rates hinsichtlich der zulässigen Fangmengen
für bestimmte Stintdorsch-, Wittling- und Schellfischbestände

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 40/2008 des Rates vom
16. Januar 2008 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten und
begleitenden Fangbedingungen für bestimmte Fischbestände
und Bestandsgruppen in den Gemeinschaftsgewässern sowie
für Gemeinschaftsschiffe in Gewässern mit Fangbeschränkungen
(2008) (1), insbesondere auf Artikel 5 Absätze 5 und 7,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Vorläufige zulässige Fangmengen für den Stintdorschbe
stand im ICES-Gebiet IIIa und in den EG-Gewässern der
ICES-Gebiete IIa und IV sind in Anhang IA der Verord
nung (EG) Nr. 40/2008 festgelegt.

(2) Gemäß Artikel 5 Absatz 5 derselben Verordnung kann
die Kommission die Fangmöglichkeiten auf der Grund
lage der wissenschaftlichen Daten des ersten Halbjahres
2008 überprüfen.

(3) Unter Berücksichtigung der während des ersten Halbjah
res 2008 gesammelten wissenschaftlichen Daten sind
nunmehr die endgültigen zulässigen Fangmengen für
Stintdorsch in den genannten Gebieten festzusetzen.

(4) Laut Gutachten des Wissenschafts-, Technik- und Wirt
schaftsausschusses für die Fischerei könnte der Bestand
bei einer Fangmenge von bis zu 148 000 Tonnen im
Jahr 2008, die einer fischereilichen Sterblichkeit von
0,6 entspricht, voraussichtlich über den Vorsorgegren
zwerten gehalten werden.

(5) Stintdorsch ist ein Nordseebestand, der mit Norwegen
gemeinsam genutzt, aber derzeit nicht von den beiden
Parteien gemeinsam bewirtschaftet wird. Die in dieser
Verordnung vorgesehenen Maßnahmen sollten mit den
Konsultationen mit Norwegen im Einklang stehen, die
gemäß den Schlussfolgerungen der Fischereiberatungen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Norwegen
vom 26. November 2007 abgehalten wurden.

(6) Folglich sollte der Anteil der Gemeinschaft an der Ge
samtfangmenge (TAC) von Stintdorsch im ICES-
Gebiet IIIa und in den EG-Gewässern der ICES-
Gebiete IIa und IV auf 75 % von 148 000 Tonnen fest
gesetzt werden.

(7) Gemäß Artikel 5 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr.
40/2008 können die Fangmöglichkeiten für Wittling in
den ICES-Gebieten IIIa und IV sowie in den EG-Gewäs
sern des ICES-Gebiets IIa und für Schellfisch im ICES-
Gebiet IIIa und in den EG-Gewässern der ICES-Gebiete
IIIb, IIIc und IIId sowie im ICES-Gebiet IV und in den
EG-Gewässern des ICES-Gebiets IIa von der Kommission
als Folge der Überprüfung der Fangmöglichkeiten für
Stintdorsch im Einklang mit Artikel 5 Absatz 5 der ge
nannten Verordnung zwecks Berücksichtigung der in
dustriellen Beifänge dieser Bestände in der Stintdorschfi
scherei überprüft werden.

(8) In Anbetracht der begrenzten Fischereien von Stintdorsch
im ICES-Gebiet IIIa und in den EG-Gewässern der ICES-
Gebiete IIIb, IIIc und IIId und da keine neue Vorhersagen
zu den Beifängen von Schellfisch und Wittling in ande
ren, in diesen Gebieten tätigen Industriefischereien vor
liegen, sollten die Fangmengen für die Wittling- und
Schellfischbestände im ICES-Gebiet IIIa und in den EG-
Gewässern der ICES-Gebiete IIIb, IIIc und IIId für den
Rest des Jahres 2008 unverändert bleiben.

(9) Da nun die endgültigen zulässigen Fangmengen für Stint
dorsch im ICES-Gebiet IIIa und in den EG-Gewässern der
ICES-Gebiete IIa und IV festgelegt werden, sollten die
zulässigen Fangmengen für Wittling und Schellfisch im
ICES-Gebiet IV und in den EG-Gewässern des ICES-
Gebiets IIa überprüft werden.

(10) Stintdorsch gehört zu den kurzlebigen Arten. Demzu
folge sollten die zulässigen Fangmengen so schnell wie
möglich durchgesetzt werden, um Verzögerungen, die
zur Überfischung des Bestands führen könnten, zu ver
meiden.

(11) Anhang IA der Verordnung (EG) Nr. 40/2008 ist daher
entsprechend zu ändern.

(12) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für Fische
rei und Aquakultur —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang IA der Verordnung (EG) Nr. 40/2008 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung
geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied
staat.

Brüssel, den 24. November 2008

Für die Kommission
Joe BORG

Mitglied der Kommission
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ANHANG

Anhang IA der Verordnung (EG) Nr. 40/2008 wird wie folgt geändert:

1. Der Eintrag für den Stintdorschbestand im ICES-Gebiet IIIa und in den EG-Gewässern der ICES-Gebiete IIa und IV
erhält folgende Fassung:

„Art: Stintdorsch
Trisopterus esmarki

Gebiet: IIIa; IIa und IV (EG-Gewässer)
NOP/2A3A4.

Dänemark 109 898

Analytische TAC
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt nicht.
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt nicht.
Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt.

Deutschland 21 (1)

Niederlande 81 (1)

EG 110 000

Norwegen 1 000 (2)

TAC Entfällt

(1) Die Menge darf nur in den EG-Gewässern der ICES-Gebiete IIa, IIIa und IV gefischt werden.
(2) Diese Menge darf im ICES-Gebiet VIa nördlich von 56°30′N gefangen werden.“

2. Der Eintrag für den Wittlingbestand im ICES-Gebiet IV und in den EG-Gewässern des ICES-Gebiets IIa erhält folgende
Fassung:

„Art: Wittling
Merlangius merlangus

Gebiet: IV; IIa (EG-Gewässer)
WHG/2AC4

Belgien 367

Analytische TAC
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt nicht.
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt nicht.
Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt.

Dänemark 1 587

Deutschland 413

Frankreich 2 385

Niederlande 917

Schweden 3

Vereinigtes Königreich 9 330

EG 15 002 (1)

Norwegen 1 785 (2)

TAC 17 850

(1) Ausgenommen geschätzte 1 063 Tonnen Beifang in der Industriefischerei.
(2) Können in EG-Gewässern gefangen werden. Im Rahmen dieser Quote getätigte Fänge werden von Norwegens Anteil an der TAC

abgezogen.

Besondere Bedingungen

Innerhalb der oben genannten Quoten dürfen in den nachstehenden ICES-Gebieten nur die aufgeführten Mengen
gefangen werden:

IV (norwegische Gewässer)
WHG/*04N-)

EG 10 884“
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3. Der Eintrag für den Schellfischbestand im ICES-Gebiet IV und in den EG-Gewässern des ICES-Gebiets IIa erhält
folgende Fassung:

„Art: Schellfisch
Melanogrammus aeglefinus

Gebiet: IV; IIa (EG-Gewässer)
HAD/2AC4

Belgien 279

Analytische TAC
Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt nicht.
Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt nicht.
Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 847/96 gilt.

Dänemark 1 920

Deutschland 1 222

Frankreich 2 129

Niederlande 209

Schweden 193

Vereinigtes Königreich 31 664

EG 37 616 (1)

Norwegen 8 082

TAC 46 444

(1) Ausgenommen geschätzte 746 Tonnen Beifang in der Industriefischerei.

Besondere Bedingungen

Innerhalb der oben genannten Quoten dürfen in den nachstehenden Gebieten nur die aufgeführten Mengen gefangen
werden.

IV (norwegische Gewässer)
(HAD/*04N-)

EG 28 535“

DEL 314/6 Amtsblatt der Europäischen Union 25.11.2008



VERORDNUNG (EG) Nr. 1164/2008 DER KOMMISSION

vom 24. November 2008

zur Festlegung der Regeln für die Verwaltung und Aufteilung bestimmter durch die Verordnung
(EG) Nr. 517/94 des Rates für das Jahr 2009 eingeführter Höchstmengen für Textilwaren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 517/94 des Rates vom
7. März 1994 über die gemeinsame Regelung der Einfuhren von
Textilwaren aus bestimmten Drittländern, die nicht unter bila
terale Abkommen, Protokolle, andere Vereinbarungen oder eine
spezifische gemeinschaftliche Einfuhrregelung fallen (1), insbe
sondere Artikel 17 Absätze 3 und 6 und Artikel 21 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 517/94 wurden Höchst
mengen für die Einfuhren bestimmter Textilwaren mit
Ursprung in bestimmten Drittländern eingeführt, die
nach dem „Windhundverfahren“ zu verteilen sind.

(2) Gemäß jener Verordnung ist es unter bestimmten Um
ständen möglich, andere Verteilungsmethoden anzuwen
den, Höchstmengen in Raten aufzuteilen oder einen Teil
einer spezifischen Höchstmenge für Anträge zu reservie
ren, denen ein Nachweis über frühere Einfuhren beigefügt
ist.

(3) Die Regeln für die Verwaltung der für 2009 festgesetzten
Höchstmengen sollten vor Beginn des Kontingentsjahrs
festgelegt werden, um die Kontinuität des Handels nicht
zu stören.

(4) Die in den Vorjahren z. B. durch die Verordnung (EG)
Nr. 1402/2007 der Kommission vom 28. November 2007
zur Festlegung der Regeln für die Verwaltung und Auf
teilung bestimmter durch die Verordnung (EG)
Nr. 517/94 des Rates für das Jahr 2008 eingeführter
Höchstmengen für Textilwaren (2) getroffenen Maßnah
men haben sich als zufrieden stellend erwiesen, und es
ist daher angebracht, für das Jahr 2009 vergleichbare
Regeln aufzustellen.

(5) Um möglichst viele Wirtschaftsbeteiligte zufrieden zu
stellen, ist es angebracht, die Verteilungsmethode nach
dem „Windhundverfahren“ dergestalt anzupassen, dass
die Mengen, die jedem Wirtschaftsbeteiligten auf dieser
Grundlage zuerkannt werden, auf eine Hoechstmenge be
grenzt werden.

(6) Um eine gewisse Kontinuität des Handels und eine effizi
ente Verwaltung der Höchstmengen zu gewährleisten,
sollte den Wirtschaftsbeteiligten die Möglichkeit gegeben
werden, 2009 einen ersten Antrag auf Erteilung einer
Einfuhrgenehmigung für die Menge einzureichen, die sie
im Laufe des Jahres 2008 eingeführt haben.

(7) Um die Höchstmengen optimal auszunutzen, kann ein
Wirtschaftsbeteiligter nach der 50%igen Ausnutzung ei
ner Einfuhrgenehmigung einen neuen Antrag auf Ertei
lung einer Einfuhrgenehmigung stellen, sofern innerhalb
der Höchstmengen noch Mengen verfügbar sind.

(8) Im Interesse einer guten Verwaltung sollten die Einfuhr
genehmigungen neun Monate ab Ausstellungsdatum je
doch höchstens bis Ende des Jahres gültig sein. Die Mit
gliedstaaten erteilen die Einfuhrgenehmigungen erst,
wenn ihnen die Kommission bestätigt hat, dass noch
Mengen verfügbar sind, und nur dann, wenn der Wirt
schaftsbeteiligte das Bestehen eines Vertrags nachweisen
und, sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist,
bestätigen kann, dass er nicht schon innerhalb der
Gemeinschaft für die betroffenen Kategorien und Länder
eine Einfuhrgenehmigung in Anwendung dieser Verord
nung erhalten hat. Die zuständigen Behörden der Mit
gliedstaaten sollten jedoch ermächtigt werden, auf Antrag
des Einführers die Geltungsdauer der Genehmigungen,
welche zum Zeitpunkt des Antrags auf Verlängerung
mindestens zu 50 Prozent ausgeschöpft sind, um drei
Monate, jedoch höchstens bis zum 31. März 2010, zu
verlängern.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent
sprechen der Stellungnahme des Textilausschusses nach
Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 517/94 —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Verordnung werden die Regeln für die Verwaltung
der im Anhang IV zu der Verordnung (EG) Nr. 517/94 aufge
führten Höchstmengen für die Einfuhren bestimmter Textilwa
ren für das Jahr 2009 festgelegt.

Artikel 2

Die in Artikel 1 genannten Höchstmengen werden in chrono
logischer Reihenfolge des Eingangs der Mitteilungen der Mit
gliedstaaten bei der Kommission über die Anträge der einzelnen
Unternehmer, die die im Anhang I für jeden Wirtschaftsbeteilig
ten festgesetzten Mengen nicht überschreiten, verteilt.
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Die Höchstmengen gelten jedoch nicht für diejenigen Wirt
schaftsbeteiligten, die bei ihrem ersten Antrag für das Jahr
2009 für jede Kategorie und jedes betreffende Drittland gegen
über den zuständigen nationalen Behörden auf der Grundlage
der ihnen für das Jahr 2008 ausgestellten Einfuhrgenehmigun
gen nachweisen können, dass sie aus demselben Drittland für
dieselbe Kategorie tatsächlich höhere Mengen als die genannten
Höchstmengen eingeführt haben.

Bei diesen Wirtschaftsbeteiligten darf die von den zuständigen
Behörden genehmigte Menge im Rahmen der verfügbaren Men
gen nicht höher liegen als die 2008 tatsächlich aus demselben
Drittland und für dieselbe Kategorie eingeführte Menge.

Artikel 3

Alle Einführer, die bereits 50 Prozent oder mehr der Menge
ausgeschöpft haben, die ihnen gemäß dieser Verordnung zuer
kannt wurde, können einen neuen Antrag für dieselbe Kategorie
und dasselbe Ursprungsland stellen, sofern die Mengen die im
Anhang I aufgeführten Höchstmengen nicht übersteigen.

Artikel 4

(1) Die in Anhang II aufgeführten zuständigen nationalen
Behörden können der Kommission die Mengen, für die Einfuhr
genehmigungen beantragt werden, ab dem 7. Januar 2009 um
10 Uhr mitteilen.

Die im ersten Unterabsatz festgelegte Zeit versteht sich als Brüs
seler Zeit.

(2) Die zuständigen nationalen Behörden erteilen die Geneh
migungen erst, wenn ihnen die Kommission gemäß Artikel 17
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 517/94 bestätigt hat, dass die
Einfuhrmengen verfügbar sind.

Sie erteilen die Genehmigungen nur, wenn der Wirtschaftsbetei
ligte

a) nachweist, dass ein Vertrag über die Lieferung der Waren
besteht, und

b) schriftlich bestätigt, dass ihm für die betreffenden Kategorien
und Länder

i) noch keine Genehmigung in Anwendung dieser Verord
nung erteilt wurde oder

ii) eine Genehmigung in Anwendung dieser Verordnung er
teilt wurde, die er zu mindestens 50 Prozent ausgeschöpft
hat.

(3) Die Geltungsdauer der Einfuhrgenehmigungen beträgt
neun Monate ab Ausstellungsdatum, endet aber spätestens am
31. Dezember 2009.

Die zuständigen nationalen Behörden können jedoch auf Antrag
des Einführers die Geltungsdauer der Genehmigungen um drei
Monate verlängern, wenn die Genehmigungen zum Zeitpunkt
der Antragstellung zu mindestens 50 Prozent ausgeschöpft sind.
Sie darf jedoch unter keinen Umständen über den
31. März 2010 hinaus verlängert werden.

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied
staat.

Brüssel, den 24. November 2008

Für die Kommission
Catherine ASHTON

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

In den Artikeln 2 und 3 genannte Höchstmengen

Drittland Kategorie Einheit Höchstmenge

Nordkorea 1 Kilogramm 10 000

2 Kilogramm 10 000

3 Kilogramm 10 000

4 Stück 10 000

5 Stück 10 000

6 Stück 10 000

7 Stück 10 000

8 Stück 10 000

9 Kilogramm 10 000

12 Paar 10 000

13 Stück 10 000

14 Stück 10 000

15 Stück 10 000

16 Stück 10 000

17 Stück 10 000

18 Kilogramm 10 000

19 Stück 10 000

20 Kilogramm 10 000

21 Stück 10 000

24 Stück 10 000

26 Stück 10 000

27 Stück 10 000

28 Stück 10 000

29 Stück 10 000

31 Stück 10 000

36 Kilogramm 10 000

37 Kilogramm 10 000

39 Kilogramm 10 000

59 Kilogramm 10 000

61 Kilogramm 10 000

68 Kilogramm 10 000

69 Stück 10 000

70 Paar 10 000

73 Stück 10 000

74 Stück 10 000

75 Stück 10 000

76 Kilogramm 10 000

77 Kilogramm 5 000

78 Kilogramm 5 000

83 Kilogramm 10 000

87 Kilogramm 10 000

109 Kilogramm 10 000

117 Kilogramm 10 000

118 Kilogramm 10 000

142 Kilogramm 10 000

151A Kilogramm 10 000

151B Kilogramm 10 000

161 Kilogramm 10 000
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ANHANG II

Liste der in Artikel 4 genannten Genehmigungsstellen

1. Österreich

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Außenwirtschaftsadministration
Abteilung C2/2
Stubenring 1
A-1011 Wien
Tel. (43-1) 711 00-0
Fax (43-1) 711 00-8386

2. Belgien

FOD Economie, KMO,
Middenstand en Energie
Economisch Potentieel
KBO-Beheerscel —
Vergunningen
Leuvenseweg 44
B-1000 Brussel
Tel. +32 (0) 2 277 67 13
Fax +32 (0) 2 277 50 63

SPF Économie, PME, Classes
moyennes et Énergie
Potentiel économique
Cellule de gestion BCE —

Licences
Rue de Louvain 44
B-1000 Bruxelles
Tél. +32 (0) 2 277 67 13
Fax +32 (0) 2 277 50 63

3. Bulgarien

Министерство на икономиката и енергетиката
Дирекция „Регистриране, лицензиране и контрол“
ул. „Славянска“ № 8
BG-1052 София
Република България
Тел. (359-2) 940 70 08/(359-2) 940 76 73/

(359-2) 940 78 00
Факс (359-2) 981 50 41/(359-2) 980 47 10/

(359-2) 988 36 54

4. Zypern

Ministry of Commerce, Industry and Tourism
Trade Department
6 Andrea Araouzou Str.
CY-1421 Nicosia
Tel: ++357 2 867100
Fax: ++357 2 375120

5. Tschechische Republik

Ministerstvo průmyslu a obchodu
Licenční správa
Na Františku 32
CZ-110 15 Praha 1
Tel.: (420) 224 90 71 11
Fax: (420) 224 21 21 33

6. Dänemark

Erhvervs- og Byggestyrelsen
Økonomi- og Erhvervsministeriet
Langelinje Allé 17
DK-2100 København Ø
Tlf. (45) 35 46 60 30
Fax (45) 35 46 60 29

7. Estland

Majandus- ja Kommunikatsiooniministeerium
Harju 11
EE-15072 Tallinn
Estonia
Tel.: (372) 625 6400
Faks: (372) 631 3660

8. Finnland

Tullihallitus
PL 512
FI-00101 Helsinki
Puhelin: (358-9) 61 41
Faksi: (358-20) 492 28 52

Tullstyrelsen
PB 512
FI-00101 Helsingfors
Faksi: (358-20) 492 28 52

9. Frankreich

Ministère de l'Economie, de l'Industrie et de l'Emploi
Direction générale des entreprises
Service des industries manufacturières et des activités pos
tales
Bureau «Textile Importations»
Le Bervil
12, rue Villiot
F-75572 Paris Cedex 12
Tél. (33) 153 44 96 60
Fax (33) 153 44 91 81

10. Deutschland

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)
Frankfurter Str. 29—35
D-65760 Eschborn
Tel.: (49 61 96) 908-0
Fax: (49 61 96) 908 800
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11. Griechenland

Υπουργείο Οικονομίας & Οικονομικών
Γενική Διεύθυνση Διεθνούς Οικονομικής Πολιτικής
Διεύθυνση Καθεστώτων Εισαγωγών-Εξαγωγών, Εμπορικής
Άμυνας
Κορνάρου 1
GR-105 63 Αθήνα
Τηλ. (30210) 328 6021-22
Φαξ: 210 328 60 94

12. Ungarn

Magyar Kereskedelmi Engedélyezési Hivatal
Margit krt. 85.
H-1024 Budapest
Postafiók: 1537 Budapest Pf. 345.
Tel.: (36-1) 336 73 00
Fax: (36-1) 336 73 02

13. Irland

Department of Enterprise, Trade and Employment
Internal Market
Kildare Street
IRL-Dublin 2
Tel. (353-1) 631 21 21
Fax (353-1) 631 28 26

14. Italien

Ministero dello Sviluppo Economico
Direzione Generale per la Politica Commerciale
DIV. III
Viale America 341
I-00144 Roma
Tel. (39 06) 59 64 75 17, 59 93 24 71, 59 93 22 45,

59 93 22 60
Fax (39 06) 59 93 26 36
E-mail: polcom3@mincomes.it

15. Lettland

Ekonomikas ministrija
Brīvības iela 55
LV-1519 Rīga
Tel.: 00 371 670 132 99 / 00 371 670 132 48
Fakss: 00 371 672 808 82

16. Litauen

Lietuvos Respublikos ūkio ministerija
Gedimino pr. 38/2
LT-01104 Vilnius
Tel.: 00 370 5 262 87 50 / 00 370 5 261 94 88
Fax: 00 370 5 262 39 74

17. Luxemburg

Ministère de l’économie et du commerce
Office des licences
Boîte postale 113
L-2011 Luxembourg
Tél. (352) 47 82 371
Fax (352) 46 61 38

18. Malta

Ministry for Competitiveness and Communication
Commerce Division, Trade Services Directorate
Lascaris
Valletta CMR02
Malta
Tel: 00 356 21 237 112
Fax: 00 356 21 237 900

19. Niederlande

Belastingdienst/Douane
Centrale dienst voor in- en uitvoer
Engelse Kamp 2
Postbus 30003
NL-9700 RD Groningen
Tel. (31 50) 523 26 00
Fax (31 50) 523 22 10

20. Polen

Ministerstwo Gospodarki
pl. Trzech Krzyży 3/5
PL-00-950 Warszawa
Tel.: (48 22) 693-55-53
Faks: (48 22) 693-40-21

21. Portugal

Ministério das Finanças e da Administração Pública
Direcção-Geral das Alfândegas e dos Impostos Especiais
sobre o Consumo
Rua Terreiro do Trigo
Edifício da Alfândega
P-1149-060 LISBOA
Tel.: (351) 218 81 42 63
Fax: (351) 218 81 42 61
E-mail: dsl@dgaiec.min-financas.pt

22. Rumänien

Ministerul pentru Întreprinderi Mici și Mijlocii, Comerț,
Turism și Profesii Liberale
Direcția Generală Politici Comerciale
Str. Ion Câmpineanu nr. 16
București, sector 1
Cod poștal 010036
Tel. +40 21 315 00 81
Fax +40 21 315 04 54
E-mail: clc@dce.gov.ro
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23. Slowakei

Ministerstvo hospodárstva SR
Oddelenie licencií
Mierová 19
827 15 Bratislava
Slovensko
Tel.: (421-2) 48 54 20 21/(421-2) 48 54 71 19
Fax: (421-2) 43 42 39 19

24. Slowenien

Ministrstvo za finance
Carinska uprava Republike Slovenije
Carinski urad Jesenice
Center za TARIC in kvote
Spodnji Plavž 6c
SLO-4270 Jesenice
Slovenija
Tel: +386(0)4 297 44 70
Fax: +386(0)4 297 44 72
E-mail: taric.cuje@gov.si

25. Spanien

Ministerio de Industria, Turismo y Comercio
Secretaría General de Comercio Exterior
Paseo de la Castellana no 162
E-28046 Madrid
Tel. (34) 913 49 38 17, 913 49 37 48
Fax (34) 915 63 18 23, 913 49 38 31

26. Schweden

National Board of Trade (Kommerskollegium)
Box 6803
S-113 86 Stockholm
Tfn (46-8) 690 48 00
Fax (46-8) 30 67 59

27. Vereinigtes Königreich

Department of Trade and Industry
Import Licensing Branch
Queensway House
West Precinct
Billingham TS23 2NF
United Kingdom
Tel.: (44 1642) 36 43 33, 36 43 34
Fax: (44 1642) 53 35 57
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

EUROPÄISCHES PARLAMENT UND RAT

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 22. Oktober 2008

über die Inanspruchnahme des Solidaritätsfonds der Europäischen Union gemäß Nummer 26 der
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem
Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsführung

(2008/879/EG)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche
Haushaltsführung (1), insbesondere auf Nummer 26,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 des Rates vom
11. November 2002 zur Errichtung des Solidaritätsfonds der
Europäischen Union (2),

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Europäische Union hat den Solidaritätsfonds der Eu
ropäischen Union (nachstehend „Fonds“ genannt) errich
tet, um sich mit der Bevölkerung in den von Katastro
phen betroffenen Regionen solidarisch zu zeigen.

(2) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006
sieht vor, dass der Fonds bis zur jährlichen Obergrenze
von 1 Mrd. EUR in Anspruch genommen werden kann.

(3) In der Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 sind die Voraus
setzungen für die Inanspruchnahme des Fonds
festgeschrieben.

(4) Frankreich hat infolge der durch den Hurrikan „Dean“
verursachten Katastrophe vom August 2007 einen An
trag auf Inanspruchnahme des Fonds gestellt —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union
für das Haushaltsjahr 2008 wird der Solidaritätsfonds der Euro
päischen Union in Anspruch genommen, um den Betrag von
12 780 000 EUR an Verpflichtungsermächtigungen und Zah
lungsermächtigungen bereitzustellen.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht.

Geschehen zu Straßburg am 22. Oktober 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J.-P. JOUYET
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LEITLINIEN

EUROPÄISCHE ZENTRALBANK

LEITLINIE DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK

vom 21. November 2008

über zeitlich befristete Änderungen der Regelungen hinsichtlich der Notenbankfähigkeit von
Sicherheiten

(EZB/2008/18)

(2008/880/EG)

DER EZB-RAT —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 105 Absatz 2 erster
Gedankenstrich,

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral
banken und der Europäischen Zentralbank, insbesondere auf
Artikel 12.1 und Artikel 14.3 in Verbindung mit Artikel 3.1
erster Gedankenstrich, Artikel 18.2 sowie Artikel 20 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Zur befristeten Verbesserung der Liquiditätsbereitstellung
an Geschäftspartner für geldpolitische Operationen des
Eurosystems sollten die Kriterien für die Bestimmung
der Zulässigkeit von Sicherheiten erweitert werden, die
diese Geschäftspartner dem Eurosystem zur Verfügung
stellen, um Liquidität zu erhalten. Die Kriterien zur Be
stimmung der Notenbankfähigkeit von Sicherheiten sind
in der Leitlinie EZB/2000/7 vom 31. August 2000 über
geldpolitische Instrumente und Verfahren des Eurosys
tems (1) enthalten.

(2) Der Rat der Europäischen Zentralbank (EZB) hat am
15. Oktober 2008 die befristete Erweiterung der Rege
lungen hinsichtlich der Notenbankfähigkeit von Sicher
heiten für die Operationen des Eurosystems beschlossen.
Der EZB-Rat hat außerdem beschlossen, dass das Datum
des Inkrafttretens seines Beschlusses sowie alle weiteren
Maßnahmen in Bezug auf diese erweiterten Zulassungs
kriterien so bald wie möglich mitgeteilt werden —

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Erweiterung bestimmter Zulassungskriterien für
Sicherheiten

1. Die in Anhang I der Leitlinie EZB/2000/7 (nachfolgend
die „Allgemeinen Regelungen“) festgelegten Zulassungskriterien
für Sicherheiten werden gemäß den Artikeln 2 bis 7 erweitert.

2. Bei Abweichungen zwischen dieser Leitlinie und den auf
nationaler Ebene von den NZBen umgesetzten Allgemeinen Re
gelungen ist die Erstere maßgeblich. Die NZBen wenden weiter
hin alle Bestimmungen der Allgemeinen Regelungen unverän
dert an, soweit in dieser Leitlinie nichts anderes bestimmt ist.

Artikel 2

Zulassung von auf US-Dollar, Pfund Sterling oder
japanische Yen lautenden Sicherheiten als notenbankfähige

Sicherheiten

1. Marktfähige Schuldtitel gemäß Kapitel 6.2.1 der Allgemei
nen Regelungen, die auf US-Dollar, Pfund Sterling oder japani
sche Yen lauten, sind als notenbankfähige Sicherheiten für geld
politische Operationen des Eurosystems anzusehen, vorausge
setzt i) sie werden im Euro-Währungsgebiet ausgegeben und
gehalten bzw. abgewickelt, und ii) der Emittent ist im Europä
ischen Wirtschaftsraum ansässig.

2. Ein zusätzlicher Abschlag von 8 % wird all diesen markt
fähigen Schuldtiteln durch das Eurosystem auferlegt.

Artikel 3

Zulassung von Konsortialkrediten als notenbankfähige
Sicherheiten

1. Konsortialkredite sind nur dann notenbankfähige Sicher
heiten für geldpolitische Operationen des Eurosystems, wenn sie
mit den Kapiteln 6.2.2 und 6.3.3 sowie Anlage 7 der Allge
meinen Regelungen im Einklang stehen.
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2. Unbeschadet Absatz 1 bleiben Konsortialkredite, die engli
schem und walisischem Recht unterliegen und bis zum 30. No
vember 2008 im Einklang mit den Voraussetzungen gemäß
dem Beschluss EZB/2008/15 vom 14. November 2008 zur
Durchführung der Verordnung EZB/2008/11 vom 23. Oktober
2008 über zeitlich befristete Änderungen der Regelungen hin
sichtlich der Notenbankfähigkeit von Sicherheiten (1) für geld
politische Operationen des Eurosystems entgegengenommen
worden sind, weiterhin notenbankfähige Sicherheiten für die
Dauer der geldpolitischen Operation des Eurosystems, für die
sie als notenbankfähige Sicherheit entgegengenommen worden
sind.

Artikel 4

Zulassung von Schuldtiteln, die von Kreditinstituten
emittiert werden und auf bestimmten nichtregulierten
Märkten als notenbankfähige Sicherheiten gehandelt

werden

1. Von Kreditinstituten emittierte Schuldtitel, die auf be
stimmten von der EZB angegebenen nichtregulierten Märkten
gehandelt werden, sind notenbankfähige Sicherheiten für die
Zwecke der geldpolitischen Operationen des Eurosystems.

2. Ein zusätzlicher Abschlag von 5 % wird all diesen Schuld
titeln durch das Eurosystem auferlegt.

Artikel 5

Zulassung von Sicherheiten mit einer Bonitätsbeurteilung
von „BBB-“ oder höher als notenbankfähige Sicherheiten

1. Der Schwellenwert des Eurosystems für die Beurteilung, ob
notenbankfähige Sicherheiten den Bonitätsanforderungen für die
Zwecke der geldpolitischen Operationen des Eurosystems ent
sprechen, ist eine Bonitätsbeurteilung von „BBB-“ oder gleich
wertig. Diese Änderung des Schwellenwerts für die Bonitätsbe
urteilung gilt für marktfähige und nichtmarktfähige Sicherheiten
mit Ausnahme von Asset-Backed Securities gemäß Kapitel 6.3
der Allgemeinen Regelungen, für die das Erfordernis hoher Bo
nitätsanforderungen unverändert bleibt.

2. Ein zusätzlicher Abschlag von 5 % wird allen notenbank
fähigen Sicherheiten mit einer Bonitätsbeurteilung unter „A-“
durch das Eurosystem auferlegt.

Artikel 6

Zulassung von untergeordneten Sicherheiten mit
angemessenen Garantien als notenbankfähige Sicherheiten

1. Das Erfordernis, dass marktfähige Sicherheiten nicht unter
geordnet sein dürfen, um notenbankfähig für die Zwecke der
geldpolitischen Operationen des Eurosystems gemäß Kapitel
6.2.1 der Allgemeinen Regelungen zu sein, gilt nicht, wenn
ein finanziell solider Garant eine auf erstes Anfordern zahlbare

unbedingte und unwiderrufliche Garantie für diese Sicherheiten
gemäß der ausführlicher in Kapitel 6.3.2 der Allgemeinen Rege
lungen enthaltenen Definition gewährt.

2. Ein zusätzlicher Abschlag von 10 % mit einer weiteren
Bewertungsreduzierung von 5 % bei theoretischer Bewertung
wird allen diesen Sicherheiten durch das Eurosystem auferlegt.

Artikel 7

Zulassung von Termineinlagen als notenbankfähige
Sicherheiten

Termineinlagen gemäß Kapitel 3.5 der Allgemeinen Regelungen
von zugelassenen Geschäftspartnern sind notenbankfähige Si
cherheiten für alle Refinanzierungsgeschäfte des Eurosystems.

Artikel 8

Weitere Umsetzungsmaßnahmen

Der EZB-Rat hat die Zuständigkeit für alle weiteren Beschlüsse,
die zur Umsetzung seines Beschlusses vom 15. Oktober 2008
erforderlich sind, auf das Direktorium übertragen.

Artikel 9

Überprüfung

Die NZBen legen der EZB bis spätestens 25. November 2008
detaillierte Informationen zu den Rechtstexten und Umsetzungs
maßnahmen vor, mittels derer sie die vorliegende Leitlinie zu
erfüllen beabsichtigen.

Artikel 10

Schlussbestimmungen

1. Diese Leitlinie tritt am 25. November 2008 in Kraft.

2. Diese Leitlinie gilt vom 1. Dezember 2008 bis zum
31. Dezember 2009.

Artikel 11

Adressaten

Diese Verordnung ist an die NZBen der teilnehmenden Mitglied
staaten gerichtet.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 21. November 2008.

Für den EZB-Rat
Der Präsident der EZB
Jean-Claude TRICHET
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HINWEIS FÜR DEN LESER

Nach entsprechendem Beschluss der Organe entfällt künftig der Hinweis auf die letzte Ände-
rung der zitierten Rechtsakte.

Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich in den hier veröffentlichten Texten Verweise auf
Rechtsakte auf die jeweils geltende Fassung der Rechtsakte.
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